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Wetzlar. Alle Kinder, die im Jahr 2011/2012 eingeschult werden, sind schon geboren. Ihre Anahl ist
bekannt, größere Zuwanderungen sind nicht zu erwarten. Fest steht: In fünf Jahren sind die Schulen laut
Kreisstatistiken durchschnittlich nur noch zu 54,7 Prozent ausgelastet. Jetzt beginnt die Diskussion um die
Schließung von kleinen Schulen, die noch erheblich kleiner werden. 

Solche Diskussionen lösen zumindest in den betroffenen Ortsteilen, bei
Eltern und örtlichen politischen Mandatsträgern Emotionen aus, die
Kreisschuldezernent Roland Wegrich (SPD) bisher mit der
"Schulentwicklung im Konsens" einer parteipolitischen
Instrumentalisierung entziehen wollte. 

Die CDU hat diesen Konsens aufgekündigt. Fraktionsvorsitzender Hans-
Jürgen Irmer fordert fertige Schließungskonzepte, die seine Partei dann
prüfen werde. 

Die Arbeitsgruppe "Demografie und Schulentwicklung" hat also ohne
Beteiligung der größten Oppositionspartei Daten und Fakten zu
Schülerzahlen, Kosten, möglichen alternativen Schulstandorten und ihren
Aufnahmekapazitäten in einem 109-seitigen Papier zusammengetragen.
Die Gruppe ist gleichwohl breit aufgestellt. Neben Vertretern aus SPD,
FWG, Grünen, FDP, Fachausschüssen und Fachabteilungen sind das

staatliche Schulamt, die Bürgermeisterkreisversammlung, Kreiseltern- und -schülerbeirat vertreten. 

19 Bürgermeister im Kreis sollen sich für das Papier ausgesprochen haben, teilte Landrat Wolfgang
Schuster (SPD) mit.Kommunen sollen sich an den Kosten kleiner Schulen beteiligen Insgesamt 18
Mitglieder der Projektgruppe haben sich während vier Sitzungen zum Thema "Grundschulen" zwei
Aufgaben gewidmet. 

Erstens sollten die Folgen des demografischen Wandels (weniger Kinder) für die Schullandschaft vor
dem Hintergrund der Vorgaben des Landes für Klassen- und Förderstufenstärken definiert werden.
Außerdem sind die Kosten ermittelt worden. 

Zweitens sollten die Voraussetzungen für den Erhalt eines
"leistungsstarken und stabilen, familienfreundlichen und wohnortnahen
Schulangebots" definiert werden. Der erste Punkt ist politisch nicht
umstritten. Die Zahlen und Fakten über abnehmende Schülerzahlen und
steigende Kosten pro Schüler und Schule sind von der großen Mehrheit
ohne Kritik akzeptiert worden. Nur der Herborner CDU-
Kreistagsabgeordneten Jörg-Michael Müller äußerte in der
Kreistagssitzung am Montag noch grundsätzliche Zweifel an solchen
demografischen Prognosen. "Lesen Sie Ihren eigenen Landes-
Demografiebericht", riet Heinz Rauber (SPD). 

Umstritten sind einige inhaltliche und pädagogische Grundsätze. Vor
allem die vorgeschlagene Mindestgröße von etwa 90 Schülern pro Schule
stieß auf Ablehnung bei der CDU. Hans-Jürgen Irmer, der jüngst auf
Landesebene noch klarstellte, dass "Finnland und Hessen in keinster
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Weise vergleichbar" seien, nannte im Kreistag ausdrücklich die finnische
Kleinstschule als Vorbild für den Kreis. 

Es müssten auch Schulen mit nur 50 Schülern möglich sein, man solle
die Chancen eines größeren Raumangebots wahrnehmen. Der
Begrenzungsvorschlag lege praktisch schon fest, dass 18 Standorte
geschlossen werden müssten. Grundsätzlich lehnten die CDU Standortschließungen nicht ab, aber die
Vorgaben würden so nicht akzeptiert werden. 

Tatsächlich schlägt die Arbeitsgruppe vor, dass schulische Standorte, die
den Größenanforderungen nicht entsprechen, über eine Kostenbeteiligung
der Standortkommunen erhalten werden können. 

Landrat Wolfgang Schuster sprach offen von dem Einstieg in die
Kommunalisierung der Schulen. 

Gemeinden und Städte könnten oftmals besser Schulen organisieren und
finanzieren und würden das Angebot bekommen, Schulen gegen eine
entsprechende Verringerung ihrer Schulumlage zu übernehmen. 

"Wir müssen die Kommunen mit ins Boot holen", sagte SPD-
Fraktionsvorsitzende Anke Hartmann. Eine Auslastung der Schulen von
nur 38 Prozent wie in Waldsolms sei nicht allein vom Kreis zu
finanzieren. 

Zu den Leitlinien gehört es auch, dass jede Gemeinde mindestens eine
Grundschule behalten soll, "wünschenswert" wäre es, dass kein Schüler
mehr als sieben Kilometer Wegstrecke zur Schule hat. Auch wegen der
Mittagsversorgung seien knapp 300 Schüler pro Standort sinnvoll. Mehr
als 400 Schüler solle es nicht geben. 

Die Arbeitsgruppe wird demnächst Daten, Fakten und Empfehlungen zu weiteren Schulformen
erarbeiten, die gleichsam dem demografischen Wandel unterworfen sind. "In der Welt gibt es
Demografie, in Hamburg gibt es Demografie, nur im Lahn-Dill-Kreis soll es die Demografie nicht
geben?", fragte Schuster. 
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18 der 74 Grundschulstandorte im Kreis haben bereits im laufenden Jahr
weniger als 90 Schüler. Über ihren Bestand wird in den kommenden Jahren
diskutiert werden. 


